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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2005 Ausgegeben am 28. September 2005  Teil II 

311. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Aufbringung und Gewährung von 
Beihilfen zur Abdeckung von Erlösminderungen, die infolge der 
Marktöffnung entstanden sind und im Zusammenhang mit der Errichtung 
und dem Betrieb des Kraftwerkes Voitsberg 3 stehen 

311. Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit, mit der die Verordnung 
über die Aufbringung und Gewährung von Beihilfen zur Abdeckung von 
Erlösminderungen, die infolge der Marktöffnung entstanden sind und im Zusammenhang 
mit der Errichtung und dem Betrieb des Kraftwerkes Voitsberg 3 stehen, geändert wird 

Auf Grund des § 69 des Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetzes – ElWOG, BGBl. I 
Nr. 143/1998, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 44/2005, wird im Einvernehmen mit 
dem Hauptausschuss des Nationalrates verordnet: 

Die Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit über die Aufbringung und Gewäh-
rung von Beihilfen zur Abdeckung von Erlösminderungen, die infolge der Marktöffnung entstanden sind 
und im Zusammenhang mit der Errichtung und dem Betrieb des Kraftwerkes Voitsberg 3 stehen, BGBl. II 
Nr. 354/2001, in der Fassung der Kundmachung BGBl. II. Nr. 419/2004, wird wie folgt geändert: 

§ 10 Abs. 1 lautet: 
„(1) Die Verpflichtung der Netzbetreiber zur Abführung der Beiträge, die von den Endverbrauchern 

und Netzbetreibern, nach Maßgabe ihrer Qualifikation als zugelassene Kunden im Sinne des § 44 Abs. 1 
und 2 ElWOG, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 143/1998, zwischen dem 19. Februar 
1999 und dem 30. September 2001 gemäß § 69 Abs. 6 ElWOG, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 143/1998, in Verbindung mit § 9 Abs. 1 der Verordnung BGBl. II Nr. 52/1999 zu leisten 
waren, bleibt durch die vorliegende Verordnung unberührt. Insoweit diese Beiträge zum Zeitpunkt des In-
Kraft-Tretens dieser Verordnung noch nicht oder nicht vollständig abgeführt worden sind, hat die Ener-
gie-Control GmbH den Netzbetreibern, an deren Netz zugelassene Kunden im Sinne des § 44 Abs. 1 
ElWOG, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 143/1998, angeschlossen waren oder die selbst 
zugelassene Kunden im Sinne des § 44 Abs. 2 ElWOG, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 143/1998, waren, die Beträge in jenem Ausmaß zur Abführung mit Bescheid vorzuschreiben, das sich 
aus der gemäß § 8 Abs. 2 oder 3 der Verordnung BGBl. II Nr. 52/1999 gebildeten Bemessungsgrundlage 
und dem in den Kundmachungen des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten BGBl. II 
Nr. 53/1999 und BGBl. II Nr. 103/2000 sowie der Kundmachung des Bundesministers für Wirtschaft und 
Arbeit BGBl. II Nr. 430/2000 festgelegten Betrag von 0,042 Cent/kWh (0,574 g/kWh) ergibt. Endver-
braucher und Netzbetreiber gemäß § 44 Abs. 1 und 2 ElWOG, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 143/1998, sind nur für jenen Zeitraum zur Leistung der Beiträge verpflichtet, in dem sie als 
zugelassene Kunden qualifiziert waren. Netzbetreiber, die nicht zugelassene Kunden im Sinne des § 44 
Abs. 2 ElWOG, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 143/1998, waren, sind nur zur Abführung 
jener Beiträge zu verpflichten, die sie von den an ihr Netz angeschlossenen Endverbrauchern gemäß § 44 
Abs. 1 ElWOG, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 143/1998, erhalten haben.“ 
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